
Kleine Anfrage 
der Abg. Dr. Spies und Decker (SPD) vom 21.05.2010 
betreffend Versorgung mit Gebärdendolmetschern in Hessen 
und  
Antwort  
des Ministers für Arbeit, Familie und Gesundheit 
 
 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
Mit Beschluss der Gleichstellungs- und Anti-Diskriminierungsgesetze des Bundes 
und der Länder besteht für Gehörlose ein Anspruch auf einen Gebärdendolmet-
scher bei Behördenkontakten und im Umgang mit semi-staatlichen Einrichtungen. 
Diese Gesetze waren wichtige Entscheidungen für Teilhabe und Chancengleichheit 
für Gehörlose. Inzwischen werden aber Klagen laut, dass die Versorgung mit Ge-
bärdendolmetschern unzureichend sei. 

 
Diese Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Wie viele Gebärdendolmetscher gibt es derzeit in Hessen und wie verteilen sich 

diese regional? 
 
Die Gesamtzahl der in Hessen arbeitenden Gebärdensprachdolmetscherinnen 
und -dolmetscher (GSD) ist der Landesregierung nicht bekannt. Zurzeit sind 
landesweit 12 zertifizierte GSD tätig. Beim Integrationsamt des Landeswohl-
fahrtsverbandes Hessen (LWV) besteht darüber hinaus Kontakt zu 35 GSD. 
Nach Angaben der Organisationen der Betroffenen stehen ungefähr 55 GSD 
zur Verfügung. 
 
Die regionale Verteilung ist ungleichmäßig: im Einzugsgebiet Kassel ca. 12, 
im Einzugsgebiet Südhessen inklusive Frankfurt ca. 43. 
 
Frage 2. Wie hoch schätzen Fachverbände (insbesondere Gehörlosen-Verbände) und die 

Landesregierung den tatsächlichen Bedarf in Hessen ein? 
 
Die Angaben der Fachverbände zum tatsächlichen Bedarf in Hessen variie-
ren. Im Mittel wird ein Bedarf von 20 GSD veranschlagt, wobei im Raum 
Nordhessen drei bis fünf, im mittelhessischen fünf und im südhessischen 
Raum ca. zehn zusätzliche GSD als erforderlich angesehen werden. 
 
Die Landesregierung verfügt über keine Erkenntniswerte, wie hoch der 
tatsächliche Bedarf an GSD ist. Dies hängt u.a. davon ab, wie viele der von 
einer Hörbehinderung betroffenen Menschen die deutsche Gebärdensprache 
beherrschen und durch sie kommunizieren und wie viele dieses Personen-
kreises im Jahr auf die Hilfe einer Gebärdensprachdolmetscherin/eines Ge-
bärdensprachdolmetschers angewiesen sind (z.B. Arztbesuch etc.). Statisti-
sche Daten hierüber liegen nicht vor. Auch ist die erforderliche Anzahl von 
Gebärdensprachdolmetschereinsätzen von dem jeweiligen Einsatzprofil ab-
hängig. Geht man von einer durchschnittlichen Auftragszahl von 300 pro 
hauptberuflich arbeitender/m Gebärdensprachdolmetscherin und Gebärden-
sprachdolmetscher im Jahr aus, können bei 4.000 in Hessen lebenden Ge-
hörlosen mit den derzeit vorhandenen ca. 55 GSD 16.500 Einsätze absol-
viert werden, d.h. pro betroffenem Gehörlosen ca. vier Einsätze im Jahr. 
Über die tatsächliche jährliche erforderliche/von den Betroffenen vorge-
nommene Inanspruchnahme existieren keine Statistiken. Eingaben der Be-
troffenen, dass Aufträge aufgrund fehlender Anzahl von GSD nicht durchge-
führt werden konnten und ihnen daher eine Kommunikationshilfe verwehrt 
wurde, sind der Landesregierung nicht bekannt. Im Rahmen der Aufgaben 
des Integrationsamtes des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen können die 
Aufgaben mit den vorhandenen GSD gedeckt werden. 
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Frage 3. Welches Honorar erhalten Gebärdendolmetscher (Stundenlohn, Fahrtkosten, etc.) 
in Hessen und in den anderen Bundesländern? 

 
Nach § 17 Abs. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB I) haben hörbe-
hinderte Menschen das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen, 
insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, Gebär-
densprache zu verwenden. Die für die Sozialleistung zuständigen Leistungs-
träger sind verpflichtet, die durch die Verwendung der Gebärdensprache 
entstehenden Kosten zu tragen. Das gleiche Recht haben hörbehinderte Men-
schen zur Verständigung in der Amtsprache gegenüber Behörden (§ 19 
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB X). Die Aufwendungen für den Dol-
metscher sind von der Behörde oder dem für die Sozialleistung zuständigen 
Leistungsträger zu tragen.  
 
Die Vergütung von GSD richtet sich nach den für die jeweiligen Behörden 
oder Sozialleistungsträger geltenden Vereinbarungen oder gesetzlichen Rege-
lungen.  
 
Im Polizei- und Verwaltungsverfahren wird vergütet nach dem Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG). Der Stundensatz beträgt dort 55 
€/Stunde.  
 
Die Krankenkassen vergüten aufgrund eines Rahmenvertrages in Anlehnung 
an das JVEG 55 €/Stunde zuzüglich 25 v.H. Abend- und Feiertagszuschlag. 
 
Die Kirchen in Hessen vergüten 50 €/Stunde nach eigenen Regelungen. 
Neben der Dauer des Dolmetschereinsatzes, wird die An- und Abfahrt als 
Vorbereitungszeit sowie die Wegstrecke (Hin- und Rückfahrt) nach festge-
legten Sätzen vergütet. In der Regel ist die Kostenübernahme beschränkt auf 
Taufen, Konfirmationen, Trauungen und Beerdigungen. 
 
Das Integrationsamt des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen vergütet die im 
Rahmen der begleitenden Hilfe nach dem Schwerbehindertenrecht (§ 102 
SGB IX) notwendig werdenden Einsätze von GSD aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe in Höhe von 45 €/Stunde zuzüglich Umsatzsteuer. Die Vergü-
tungsregelung des LWV ist als Anlage 1 beigefügt. Gebärdensprachdolmet-
schereinsätze im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens bzw. anlässlich der 
Ausführung einer Sozialleistung werden nach dem JVEG mit einem Stun-
densatz von 55 € für Dolmetsch-, Fahrt- und Wartezeiten vergütet. 
 
Die Agenturen für Arbeit in Hessen vergüten wie folgt: 
- Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens (z.B. Gebärdensprachdolmet-

schen bei einem Bewerbungsgespräch) wird auf Grundlage des § 17 Abs. 
2 SGB I erstattet, d.h. nach den Regelungen des JVEG (entsprechend 
den §§ 9 bis 11 JVEG) aktuell 55/Stunde. Das JVEG findet zwar keine 
direkte Anwendung für die Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit, 
ist jedoch durch eine Handlungsempfehlung/Geschäftsanweisung (HEGA 
10-08 bis 14) als Orientierung für den Vergütungsrahmen anzusehen. 

- Sind die Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit Rehabilitationsträger 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX werden Leistungen im Rehabilitationsver-
fahren gewährt, z.B. beim Einsatz einer Gebärdensprachdolmetsche-
rin/eines Gebärdensprachdolmetschers bei Weiterbildung oder einem 
Vorstellungsgespräch. Auch hier beträgt der Stundensatz 55 €. 

- Für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ist folgende Rechtsgrund-
lage für die Vergütung maßgeblich: § 17 Abs. 2 SGB I i.V.m. § 33 Abs. 
3 Nr. 6 SGB IX. Nach § 101 SGB IX ist die Bundesagentur für Arbeit zu 
enger Zusammenarbeit mit den Integrationsämtern verpflichtet. Daher 
legt die Bundesagentur für Arbeit bei der Vergütung die "Regelungen des 
Landeswohlfahrtsverbandes Hessen (LWV) zur Vergütung von Gebär-
densprachdolmetscher-Leistungen ab 1. Mai 2008" zugrunde. Hier be-
trägt der Stundensatz 45 €/Stunde. 

 
Im Anwendungsbereich der Hessischen Kommunikationshilfenverordnung 
(HKhV) beträgt die Vergütung für den Einsatz einer Gebärdensprachdolmet-
scherin/eines Gebärdensprachdolmetschers 40 € Stunde. 
Die Regelungen zur Vergütung von Gebärdensprachdolmetscher-Leistungen 
des LWV und der HKhV sehen darüber hinaus eine Wegstreckenentschädi-
gung in entsprechender Anwendung des Hessischen Reisekostengesetzes vor. 
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Bezüglich der Vergütung in anderen Bundesländern wird auf Anlage 2 ver-
wiesen. 
 
Frage 4. Wer kommt in welchem Fall in Hessen für die Kosten eines Gebärdendolmetschers 

auf? 
 
Siehe Antwort zu Frage 3. 
 
Frage 5. Wie werden Gebärdendolmetscher jeweils honoriert, wenn die Betroffenen 
 a) mit einem Arbeitsberater sprechen, ein Vorstellungsgespräch wahrnehmen 

oder an einer Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen? 
 b) der LWV oder die Integrationsämter Kostenträger sind? 
 c) in anderen Fällen? 
 
Siehe Antwort zu Frage 3. 
zu a: 55 €/Stunde, 
zu b: 45 €/Stunde, 
zu c: Krankenkassen: 45 €/Stunde + evtl. 25 v.H., 
 Kirchen: 50 €/Stunde. 
 
Frage 6. Wie beurteilt die Landesregierung diese Praxis? 
 
Wenn mit dieser Frage die Unterschiedlichkeit der Honorare der Vergütung 
gemeint ist, kann die Landesregierung keine negative Tendenz erkennen. 
Der LWV hat eine wissenschaftliche Untersuchung über die Teilhabe hörbe-
hinderter Menschen am Arbeitsleben in Auftrag gegeben, die auch über die 
Qualität und Finanzierung der Leistungen Aufschluss geben wird. Die wis-
senschaftliche Untersuchung hat einen vorgesehenen Zeitplan von Mai 2010 
bis Dezember 2011. 
 
Frage 7. Teilt die Landesregierung die Einschätzung der Betroffenen, dass die in Hessen 

schlechtere Honorierung zum Mangel an Gebärdendolmetschern wesentlich bei-
trägt? 

 
Die Landesregierung teilt diese Einschätzung nicht. Die Organisationen der 
Betroffenen geben die Zahl von gehörlosen Menschen in Hessen mit 4.000 
an. Vorausgesetzt, alle Gehörlosen sind der Gebärdensprache mächtig und 
daher auf die Unterstützung durch Gebärdensprachdolmetscherdienste ange-
wiesen, muss festgestellt werden, dass die in Hessen derzeit vorhandenen 55 
GSD bei einem durchschnittlichen Auftragsvolumen von 300 Aufträgen im 
Jahr 16.500 Dolmetschereinsätze leisten könnten. Statistische Zahlen, wie 
oft ein Dolmetschereinsatz pro Betroffenem erfolgt bzw. notwendig ist, sind 
nicht vorhanden. Schätzungen gehen allerdings von drei bis fünf Behörden-
kontakten im Jahr aus, die einen Dolmetschereinsatz erforderlich machen, so 
dass mit den vorhandenen Dolmetscherinnen und Dolmetschern die Mehr-
zahl der erforderlichen Übersetzungsdienste erbracht werden können. Knapp 
die Hälfte davon sind Leistungen im Rahmen der medizinischen Versorgung, 
die von den Krankenkassen aufgrund der bestehenden Vereinbarungen in 
Anlehnung an das JVEG (+ evtl. Zuschläge) vergütet werden. Gut ein wei-
teres Drittel sind Aufträge anderer Sozialleistungsträger, die die Einsätze 
ebenfalls nach dem JVEG vergüten. Von den restlichen Beauftragungen sind 
lediglich 1/10 Dolmetschereinsätze im Sinne der HKhV, die derzeit mit 40 € 
in der Stunde vergütet werden. Da die weit überwiegende Zahl aller Einsät-
ze bereits durch Sozialleistungsträger und hier nach den Vorschriften des 
§ 17 SGB I i.V.m. § 19 SGB X nach den Vorschriften des JVEG zu vergü-
ten sind, ist die Existenzgrundlage von GSD nur aufgrund möglicher Auf-
träge nach der HKhV nicht gefährdet. Die Landesregierung plant bei der 
Novellierung der HKhV die Vergütungssätze für die Dolmetschertätigkeit 
den Sätzen des JVEG anzupassen. Des Weiteren wird derzeit eine Änderung 
der Verordnung über die Prüfung für GSD vom 15. Juli 2005 erarbeitet.  
 
Frage 8. Welche Maßnahmen will die Landesregierung ergreifen, um diesem Mangel 

abzuhelfen? 
 
Aus der Antwort zu Frage 7 lässt sich entnehmen, dass der Landesregierung 
Anhaltspunkte für einen "Mangel" nicht vorliegen. Hinsichtlich der geplan-
ten Änderungen wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 
 
Wiesbaden, 20. Juli 2010 

Jürgen Banzer 
 
 
 

Anlagen 












